
Beurteilt – verurteilt?

Weibliche Karrieren in der digitalen Welt 
Frauenpolitische Fachtagung der Landesfrauenvertretung des Deutschen Beamtenbundes 
 Nordrhein-Westfalen 

Welchen Einfluss haben die Arbeitszeit und das Arbeits-
modell auf die Beurteilungen von Beamtinnen und Beam-
ten und wie sind die Auswirkungen auf die Beförderungs-
chancen? Diese Themen wurden am 20. Februar 2018 bei 
der achten Fachtagung der Landesfrauenvertretung des 
DBB NRW in Düsseldorf mit Experten diskutiert.

Ein knappes halbes Jahr ist es 
nun her, dass die Landesregie-
rung den umstrittenen Para-
grafen zur Frauenförderung 
im Landesbeamten- und im 
Landesgleichstellungsgesetz 
(§19 Abs. 6 LBG bzw. §7 LGG) 
abgeschafft hat. Als zweiter 
Schritt war eine zeitnahe 
 Evaluierung der Beurtei-
lungsrichtlinien angekündigt 
worden. Dazu sollten unter 
anderem die vergangenen 
 Beurteilungsrunden genauer 
betrachtet und auf Diskrimi-
nierungen aufgrund des 
 Geschlechts oder des Beschäf-

tigungsumfangs hin unter-
sucht werden. Dieser Prozess 
scheint hinter den Kulissen 
gerade in vollem Gange zu 
sein, denn die Ministerin für 
Heimat, Kommunales, Bau 
und Gleichstellung, Ina Schar-
renbach, hatte bei der Tagung 
der DBB NRW Landesfrauen 
angekündigt, dass die Ergeb-
nisse dieser Untersuchung be-
reits im Sommer dieses Jahres 
vorgestellt werden sollen. 

Die Ministerin betonte in ihrer 
Rede auch, dass es „das Ziel der 
Landesregierung ist, faire Auf-

stiegschancen für Beamtinnen 
und Beamte sicherzustellen.  
Die Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf steht dabei ganz 
oben. Hierbei spielt die Digitali-
sierung eine immer größere Rol-
le. So kann beispielsweise die 
gezielte und ausgewogene Wei-
terentwicklung von Telearbeit 
ein wichtiger Schritt sein, um 
Familien zu unterstützen. Wir 
brauchen einen modernen öf-
fentlichen Dienst, um weiterhin 
im Wettbewerb um die besten 
Köpfe Schritt halten zu können.“

Diese Ankündigung begrüßte 
Roland Staude, 1. Vorsitzender 
des DBB NRW, besonders mit 
Blick auf die Vereinbarungen im 
Koalitionsvertrag in Bezug auf 
Chancengleichheit von Frauen 
und Männern und erklärte 
dazu: „Nordrhein-Westfalen 

hat nun die Möglichkeit, Vorrei-
ter beim Thema Geschlechter-
gerechtigkeit im öffentlichen 
Dienst zu werden und sich da-
mit als modernes Bundesland 
und als attraktiver Arbeitgeber 
zu präsentieren.“ 

Bei den vielen Chancen, wel-
che die Digitalisierung im Zu-
sammenhang mit der Verein-
barkeit von Familie und Beruf 
bringt, ging es der DBB NRW 
Landesfrauenvertretung bei 
der Veranstaltung aber auch 
darum, auf die Gefahren dieser 
Arbeitsplatzgestaltung im Zu-
sammenhang mit Aufstiegs-
chancen hinzuweisen. Denn 
wie der Titel der Veranstaltung 
erahnen lässt, bietet die fort-
schreitende Digitalisierung 
zwar zahlreiche Vorteile, gera-
de im Zusammenhang mit der 
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Vereinbarkeit von Beruf und 
Familie, gleichzeitig birgt sie 
jedoch auch einige Risiken. 

So stellt beispielsweise die Be-
urteilung von Beschäftigten, 
die im „Homeoffice“ arbeiten, 
Vorgesetzte häufig vor große 
Herausforderungen: Wie soll 
jemand beurteilt werden, der 
körperlich nicht oder nur sel-
ten anwesend ist? Während 
eine Beurteilung der reinen 
Leistungskriterien noch relativ 
leicht machbar sein mag, wird 

es jedoch spätestens bei den 
sogenannten Befähigungskri-
terien, also Arbeitsmotivation, 
Leistungsbereitschaft, Teamfä-
higkeit etc., schwierig. 

Zu diesem Thema referierte 
auch Prof. Dr. Lars Oliver Mi-
chaelis, Professor für Staats-, 
Europa- und Beamtenrecht an 
der Fachhochschule für Öffent-
liche Verwaltung Nordrhein-
Westfalen. Als Experte im Be-
reich der Beurteilungen im 
öffentlichen Dienst war er 

maßgeblich an der Erstellung 
der DBB NRW Broschüre „Ge-
schlechtergerechtigkeit im Öf-
fentlichen Dienst“ beteiligt. 
Darin wird deutlich aufgezeigt, 
dass Beschäftigte, die in Teil-
zeit arbeiten, häufig schlechter 
beurteilt werden. Mit Blick auf 
Telearbeit und andere Arbeits-
modelle, die die Präsenzzeiten 
am Arbeitsplatz weiter redu-
zieren, vertrat er zusammen 

mit anderen Experten die An-
sicht, dass die Beurteilungen 
mindestens in gleichem Um-
fang schlechter ausfallen könn-
ten, wie aktuell die Beurteilun-
gen der Kolleginnen und Kol- 
legen, die in Teilzeit arbeiten. 

„Da es meistens Frauen sind, 
die im Zuge der Vereinbarkeit 
von Beruf und Familie ihre Ar-
beitszeit reduzieren oder ihre 
Beschäftigung im ,Homeoffice‘ 
ausüben, sind sie es auch, die 

deutlich seltener von Spitzen-
noten bei der Beurteilung par-
tizipieren und entsprechend 
seltener befördert werden“,  er-
klärte Elke Stirken, Vorsitzende 
der DBB NRW Landesfrauen-
vertretung.

Probleme und Lösungsansätze 
in diesem Themenfeld wurden 
auch bei der abschließenden 
sogenannten „Fishbowl-Run-

de“ diskutiert. Dabei stellten 
sich Prof. Dr. Lars Oliver Micha-
elis, Oberfinanzpräsident Wer-
ner Brommund und Elke Stir-
ken unter Moderation der 
Journalistin Beate Kowollik 
den Fragen der Teilnehmen-
den. Die nahmen sehr rege von 
der Möglichkeit Gebrauch, ihre 
Themen vorzutragen und je-
weils für eine gewisse Zeit an 
der Diskussion teilzunehmen. 

 JM

Die frauenpolitischen Sprecherinnen Anja Butschkau 
(SPD) und Heike Troles (CDU) (von links)

Zusammen mit Moderatorin Beate Kowollik diskutierten  
die Teilnehmerinnen mit Prof. Dr. Lars Oliver Michaelis,  
OFD-Präsident Werner Brommund und Elke Stirken.

Jörg Blöming (CDU), Werner Brommund, Beate Kowollik,  
Elke Stirken und Prof. Dr. Lars Oliver Michaelis (von links)

Koalitionsvertrag von Union und SPD:  
Wie viel Bund steckt in NRW?
DBB NRW: Ausgehandelte Ansätze sollen auch 
Eingang in die Politik auf Landesebene finden

Sollte der öffentliche Dienst 
beim Thema Chancengleich-
heit für Frauen und Männer 
eine Vorbildfunktion haben? 
Kann es sich der Staat leisten, 
Beschäftigte immer nur befris-
tet einzustellen? Ist die Erzie-

hungszeit einer angestellten 
Mutter mehr wert als die einer 
verbeamteten Mutter? Das 
sind Fragen, mit denen sich 
nicht nur die Politik auf Bun-
desebene beschäftigen muss 
– auch das Land Nordrhein-

Westfalen ist gefragt, diese 
Themen anzupacken. 

Chancengleichheit für  
Frauen und Männer

Chancengleichheit für Frauen 
und Männer: Erklärtes Ziel der 
möglichen Koalitionspartner 
ist es, bis 2025 eine paritäti-
sche Besetzung der Leitungs-

positionen im öffentlichen 
Dienst und in Unternehmen 
mit Bundesbeteiligung zu er-
reichen. Ein hehres Ziel. Ein 
wichtiger Schritt auf diesem 
Weg ist die Überarbeitung der 
Beurteilungsverfahren im öf-
fentlichen Dienst. Denn diese 
führen aktuell dazu, dass Frau-
en oft schlechter beurteilt wer-
den und ihnen dadurch der 

Berufspolitik
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Aufstieg in höhere Positionen 
häufig verwehrt bleibt. Auch 
Beschäftigte in Teilzeit haben 
deutlich geringere Chancen, 
beruflich weiterzukommen. 

„Wer wirkliche Verbesserungen 
im Sinne der Geschlechterge-
rechtigkeit erreichen möchte, 
der muss dafür sorgen, dass 
die Leistungen von Frauen 
auch adäquat wahrgenommen 
und bewertet werden“, erklär-
te Roland Staude, 1. Vorsitzen-
der des Deutschen Beamten-
bundes Nordrhein-Westfalen. 
„Hier waren Verbesserungen 
durch die Landesregierung an-
gekündigt worden und NRW 
hätte damit jetzt die Möglich-
keit eine Vorreiterrolle einzu-
nehmen.“

Befristete Beschäftigungs-
verhältnisse

Mehr als zehn Prozent der Be-
schäftigten im öffentlichen 
Dienst sind befristet beschäf-
tigt. In der Privatwirtschaft da-
gegen sind es weniger als sie-
ben Prozent. Selbst wenn der 
besonders befristungsstarke 

Bereich der Wissenschaft aus-
geklammert wird (hier liegt die 
Befristungsquote bei knapp 
unter 50 Prozent), liegt der öf-
fentliche Dienst immer noch 
deutlich über der Privatwirt-
schaft. Besonders bei den Neu-
einstellungen scheint der be-
fristete Vertrag inzwischen 
immer mehr zur Regel anstatt 
zur Ausnahme zu werden. Da-
bei bringen befristete Beschäf-
tigungsverhältnisse Unsicher-
heit und mangelnde Planungs- 
sicherheit mit sich und bedeu-
ten damit eine Einschränkung 

der Lebensqualität der Betrof-
fenen. „Gerade der öffentliche 
Dienst sollte in diesem Bereich 
eine Vorbildfunktion einneh-
men und die Anzahl der Befris-
tungen auf ein absolutes Mini-
mum reduzieren“, so Roland 
Staude. „Diese Aufgabe richtet 
sich nicht nur an den Bund als 
Arbeitgeber, sondern genauso 
an das Land und die Kommu-
nen, die ebenfalls eine Verant-
wortung ihren Beschäftigten 
gegenüber haben.“

Mütterrente

Geplant ist, dass künftig auch 
Müttern mit vor 1992 gebore-
nen Kindern unter bestimmten 
Umständen das dritte Jahr als 
Erziehungszeit für die Rente 
angerechnet wird. Roland 
Staude: „Die Erziehungsleis-
tung von Müttern und Vätern 
ist eine gesamtgesellschaftlich 
wichtige Aufgabe und sollte 
auch als solche anerkannt wer-
den – unabhängig von der Be-
schäftigungsart der Betroffe-
nen.“ Der DBB NRW fordert 
entsprechend, eine wirkungs-
gleiche Übertragung der Ren-

tenregelung auf den Beamten-
bereich.

Einheitsversicherung

Eine klare Absage erteilt der 
nordrhein-westfälische Beam-
tenbund dagegen den Über-
legungen, eine Einheitsversi-
cherung, die sogenannte 
„Bürgerversicherung“, einzu-
führen. Unabhängig von recht-
lichen Schwierigkeiten und der 
problematischen Umsetzung 
stellt sich auch die Frage, wo 
genau die Vorteile liegen sol-
len. Denn weder sind die bis-
her vorgestellten Modelle in 
der Lage, eine von der SPD pro-
pagierte „Zwei-Klassen-Medi-
zin“ zu beenden, noch bietet 
sie Verbesserungen der Leis-
tungen für die Versicherten. 
Ganz im Gegenteil zeigen zahl-
reiche Beispiele in anderen 
Ländern, dass die Einführung 
einer Einheitsversicherung zu 
einer Kostensteigerung sowie 
zu einer massiven Verschlech-
terung der Leistungen geführt 
hat. „Gut ist bei diesem Modell 
tatsächlich nur der Name“, so 
Roland Staude. JM

Roland Staude

„Dienstrechtsreform 2.0:  
Ja, sie muss zwingend kommen“
Interview mit dem neuen Fraktionsvorsitzenden 
der FDP im NRW-Landtag

Mit dem Fraktionsvorsitzenden der NRW-Landtagsfrak-
tion der FDP, Christof Rasche, sprachen Roland Staude, 
DBB NRW Vorsitzender, und Joachim Klein, Chefredak-
teur des DBB NRW Magazins, in den Räumen der FDP-
Landtagsfraktion im Düsseldorfer Landtag.

DBB NRW Magazin:  
Zunächst unseren herzli-
chen Glückwunsch zur ge-
wonnen Landtagswahl in 
2017. Der Koalitionsvertrag 
wurde zügig zwischen  
der CDU und Ihrer Partei  
geschlossen. Wo sehen Sie 
die Schwerpunkte der FDP 
in diesem Vertrag?

Christof Rasche: Der Geist der 
Koalitionsverhandlungen war, 
Nordrhein-Westfalen voranzu-
bringen. Es gab keinen Profilie-
rungswettbewerb zwischen 
CDU und FDP. Wir wollten eine 
gemeinsame Politik. Auch mit 
dem Ziel, dass wir die nächste 
Landtagswahl gemeinsam 
wieder gewinnen. Damit es 

nicht wieder einen Politik-
wechsel gibt, in dem alles 
 umgekehrt wird, was wir er-
reichen, zurück in die Vergan-
genheit.

Bei den Koalitionsverhandlun-
gen war uns die richtige Balan-
ce zwischen Ökologie und Öko-
nomie besonders wichtig. Bei 
Rot-Grün war das anders. Da 
hat beispielsweise der damali-
ge Umweltminister Johannes 
Remmel (Grüne) eine Umwelt-
politik gegen den ländlichen 
Raum gemacht. Das wollen wir 
besser machen. Wir wollen ei-
nen fairen und transparenten 
Umgang mit den Bürgerinnen 
und Bürgern. Dieser Geist ist 

wichtig, um die guten konkre-
ten Vorhaben umzusetzen, die 
wir in der Koalitionsvereinba-
rung festgehalten haben.

Zudem wollen wir bessere 
Rahmenbedingungen für die 
Wettbewerbsfähigkeit der 
nordrhein-westfälischen Wirt-
schaft erreichen.

DBB NRW Magazin: Wir haben 
aber den Eindruck, dass das 
Thema Digitalisierung extrem 
von der FDP vorangetrieben 
worden ist.

Christof Rasche: Ja, weil es für 
uns ein zentrales Zukunftsthe-
ma ist. Denn es ist im Grunde 

Politische Gespräche
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genommen die zweite indus-
trielle Revolution. Die Chancen 
und Herausforderungen sind 
immens. 

DBB NRW Magazin: Was steckt 
eigentlich hinter dieser „Digi-
taldividende“?

Christof Rasche: Die Digitaldi-
vidende ist beispielsweise ge-
sparter Aufwand für die Men-
schen – denken Sie etwa an 
lange Wartezeiten auf Behör-
denfluren für einfache Verwal-
tungsvorgänge wie eine Pkw-
Anmeldung. Dass man dafür 
einen Urlaubstag verwenden 
muss, ist doch nicht zeitge-
mäß. Sich durch die Digitalisie-
rung ergebende Veränderun-
gen beispielsweise für die 
Verwaltung müssen aber sozi-
al verträglich gestaltet werden. 
Ich verstehe die Befürchtun-
gen, die der schnelle Wandel 
mit sich bringt. Sorge um den 
Arbeitsplatz, Angst vor der per-
sönlichen Zukunft, der Zukunft 
der Familie, der Kinder.

Aber die Digitalisierung 
kommt, weltweit. Ich halte es 
für klug, dass Deutschland und 
NRW ganz vorne mit dabei 
sind. Wenn wir den Prozess nur 
passiv begleiten oder gar hin-
terherlaufen, würden wir wo-

möglich die Verlierer sein. Man 
kann bei der Digitalisierung 
gewinnen, wenn man bei ihrer 
Gestaltung aktiv ist und Maß-
stäbe setzt. Die Digitalisierung 
kommt mit uns oder ohne uns. 
Ich meine: besser mit uns!

DBB NRW Magazin: Das Wort 
„Digitalisierung“ kam sehr oft 
in der Koalitionsvereinbarung 

vor. Daher kursierte in der Be-
amtenschaft die Befürchtung, 
dass nun auf „Teufel komm he-
raus“ digitalisiert wird.

Christof Rasche: Eine Politik 
„auf Teufel komm heraus“ 
lehnen wir grundsätzlich ab. 
Wir wollen das Gegenteil:  
Wir wollen die Menschen 
 mitnehmen. Wir sehen in  

der Digitalisierung mehr 
Chancen, wir haben weniger 
Angst davor. Aber wir brau-
chen gute Konzepte, um die 
Menschen nicht zu überfor-
dern, zum Beispiel für digitale 
Bildung in der Schule oder 
gute Weiterbildungsangebote 
für Berufstätige. Daran arbei-
ten wir bereits.

DBB NRW Magazin: Wir möch-
ten jetzt auf den Schwerpunkt 
„Dienstrecht“ kommen. Der 
Deutsche Beamtenbund Nord-
rhein-Westfalen fordert eine 
sogenannte „Dienstrechtsre-
form 2.0“. Aus unserer Sicht 
war die Dienstrechtsreform der 
vergangenen Legislaturperiode 
keine wirklich Dienstrechtsre-
form, da sie unter dem Diktat 
der Kostenneutralität durchge-
führt werden musste.

Beispielweise ist die Eingangs-
besoldung antiquiert. Es ist an 
der Zeit, für den gehobenen und 
höheren Dienst aufgrund der 
europäischen Entwicklungen 
über eine Anhebung der Ein-
gangsbesoldung nachzudenken.

Christof Rasche: Dienstrechtsre-
form 2.0: Ja, sie muss zwingend 
kommen. Aber in Ruhe und im 
Gespräch mit allen Beteiligten. 
Auch hier geht es uns um die 
Qualität, nicht ums Tempo.

Aber wir gehen es an, darauf 
haben wir uns in der Koalition 
verständigt. Tatsache ist, dass 
wir Anreize schaffen müssen, 
damit wir wieder junge Leute 
für die Beamtenlaufbahn be-
geistern können. Das hängt si-
cher auch mit der Bezahlung 
zusammen, aber ebenso mit 
den Rahmenbedingungen. Wir 
müssen den Beamten beispiels-
weise die Chance geben, sich 
weiterzuentwickeln, auch über 
Laufbahngrenzen hinweg.

DBB NRW Magazin: Die Son-
dierungsgespräche sind abge-
schlossen und die Koalitions-
verhandlungen nehmen Fahrt 
auf. Das Sondierungspapier 
hat interessante Aussagen: Die 
Mütterrente II und eine Frau-
enförderung, die eine tatsäch-

Beim Interview: Roland Staude, Christof Rasche und Joachim Klein (von links).
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Roland Staude und Christof Rasche auf den 
Sitzwürfeln der FDP-Landtagsfraktion.
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liche Gleichstellung im öffent-
lichen Dienst bis 2025 vorsieht. 
Auch wir müssen in Sachen 
Frauenförderung in Nordrhein-
Westfalen neue Wege gehen.

Christof Rasche: Die Vorge-
hensweise der Vorgängerregie-
rung im Hinblick auf die Frau-
enförderung empfanden wir 
als extrem ungerecht. Das 
konnte ich überhaupt nicht 
nachvollziehen. Zahlreiche Be-
amte hatten den Glauben an 
die Politik und an die Gerech-
tigkeit verloren.

In einem ersten Schritt haben 
FDP und CDU die Ungerechtig-
keit beseitigt. Jetzt brauchen 
wir jedoch ein Ergebnis, was 
Frauen und Männer gleicher-
maßen fördert. Wir wollen faire 
Aufstiegschancen, dazu gehö-
ren moderne und sachgemäße 
Personalbeurteilungsrichtlini-
en. Kindererziehung oder fami-
liäre Pflege dürfen einem beruf-
lichen Fortkommen nicht im 
Wege stehen. Keine leichte Auf-
gabe. Wir gehen zielstrebig an 
die Problemlösung heran, aber 
in Ruhe.

DBB NRW Magazin: Wir begrü-
ßen die Verstärkung der Stel-
len im öffentlichen Dienst im 
aktuellen Haushalt 2018. Doch 
auch wir fragen uns, wo und 
wie Sie künftig den Haushalt 
entlasten wollen.

Christof Rasche: Beim Haus-
halt profitieren wir natürlich 

von einer günstigen wirt-
schaftlichen Entwicklung, das 
war bei Rot-Grün genauso. 
Aber wir haben es geschafft, 
einen Haushalt vorzulegen, der 
ausgeglichen ist und der trotz-
dem wichtige Investitionen  
in die Zukunft umfasst.

Wir haben uns vorgenom-
men, die nächsten fünf Jahre 
keine neuen Schulden aufzu-
nehmen. Wenn wir dann am 
Ende sparen müssen, gibt es 
sicherlich viele Bereiche in 
diesem 75-Milliarden-Haus-
halt, wo man das kann. Im 
öffentlichen Dienst gibt es 
aus meiner Sicht diese Mög-
lichkeit nicht. 

DBB NRW Magazin: Wie ste-
hen Sie zu einer Fortsetzung 
der Besoldungsgespräche in 
2019?

Christof Rasche: Ich gehe da-
von aus, dass es solche Gesprä-
che wieder geben wird. Wir 
sollten unabhängig davon 
ständig im Gespräch bleiben. 
Und nicht erst sprechen, wenn 
das Kind in den Brunnen gefal-
len ist. Ich freue mich für mei-
nen Teil auf einen weiteren 
konstruktiven Dialog mit dem 
Deutschen Beamtenbund 
Nordrhein-Westfalen.

DBB NRW Magazin: Wir freuen 
uns auch auf weitere interes-
sante Gespräche und bedan-
ken uns für das Interview. 
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DBB NRW Tarifkommission tagte in Düsseldorf
Schwerpunktthema: Forderungen zur Einkommensrunde 2018

Die Tarifkommission des Deut-
schen Beamtenbundes Nord-
rhein-Westfalen trat am 29. Januar 
2018 in der Landesgeschäfts- 
stelle des DBB NRW zusammen, 

um unter anderem die Forde-
rungsfindung der dbb Bundes-
tarifkommission zu den anste-
henden Tarifverhandlungen von 
Bund und Kommunen beraten.

Unter der Leitung des Vorsit-
zenden der Tarifkommission, 
Andreas Hemsing, und dessen 
Stellvertreterin Sandra van 
Heemskerk wurde von den 

 Mitgliedern auch die dbb Bran-
chentage in Nordrhein-Westfa-
len erörtert und durchweg als 
positiv bewertet. 

Als „Hausherr“ begrüßte Ro-
land Staude, Vorsitzender des 
Deutschen Beamtenbundes 
Nordrhein-Westfalen, die Ta-
gungsteilnehmer herzlich. Die 
Zweite Vorsitzende des DBB 
NRW, Jutta Endrusch, nahm 
ebenfalls an der Sitzung teil.

 JK

DBB NRW Tarifkommission tagt in der Landesgeschäftsstelle in Düsseldorf.

Einkommensrunde 2018Wie üblich: Arbeitgeber  
legen kein Angebot vor
Erste Verhandlungsrunde bei der 
 Einkommensrunde 2018

Ohne Arbeitgeberangebot ist 
der Verhandlungsauftakt zur 
Einkommensrunde für die Be-
schäftigten von Bund und Kom-
munen am 26. Februar 2018 in 
Potsdam zu Ende gegangen. Die 
Arbeitgeber hätten die erste 
Chance vertan, zügig in konkrete 
Verhandlungen einzutreten, kri-
tisierte dbb Verhandlungsführer 
Ulrich Silberbach das Ergebnis 
des ersten Verhandlungstages. 
Schon vor der nächsten Verhand-
lungsrunde müsse Druck aufge-
baut werden und die Kollegin-
nen und Kollegen zu Protest - 
aktionen aufgerufen werden.

Andreas Hemsing, Vorsitzen-
der der DBB NRW Tarifkom-
mission, erläuterte am Rande 
der Verhandlungen, dass die 
Einkommensentwicklung 
endlich als das gesehen wer-
den soll, was sie tatsächlich 
ist: ein wichtiges Kriterium, 
den öffentlichen Dienst als 
Arbeitgeber attraktiv zu hal-
ten. Die Unterstützung der 
Beschäftigten aus Kommune 
und Bund sei immens wich-
tig. Die Verhandlungsstärke 
des dbb hänge nicht nur von 
guten und schlagkräftigen 
Argumenten, sondern ent-

scheidend vom nötigen Rück-
halt und der entsprechenden 
Aktionsstärke der Kollegin-
nen und Kollegen ab, so 
Hemsing mit Blick auf die 
weiteren Verhandlungen.

Die zweite Verhandlungsrunde 
für den öffentlichen Dienst von 
Bund und Kommunen (TVöD) 
findet am 12. und 13. März 
2018 statt. 
 JK

Demo aus Anlass der 1. Verhandlungsrunde mit Andreas Hemsing, 
Volker Geyer (dbb Tarifvorstand) und Ulrich Silberbach (von rechts).
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Senioren

TIPP: Broschüre – „Pflege – Leitfaden rund um den Pflegefall“
In den vergangenen Jahren 
wurde die Pflegeversicherung 
mehrfach reformiert. Nach 
dem Inkrafttreten der neuen 
Regelungen seit dem 1. Januar 
2017 durch die Pflegestär-

kungsgesetze II und III wurde 
die Pflegebedürftigkeit neu de-
finiert, das Begutachtungsver-
fahren erneuert und weitere 
Leistungen verbessert. Die 
Bundesseniorenvertretung  

hat eine neue Broschüre her-
ausgebracht: „Pflege – Leitfa-
den rund um den Pflegefall“, 
die Betroffenen, Pflegebedürf-
tigen sowie Pflegenden ein 
hilfreicher Ratgeber sein soll. 

Die Broschüre kann zum  
Preis von fünf Euro bestellt 
werden. Per E-Mail unter 
 vertrieb@dbbverlag.de  
oder per Telefon unter  
030.7261917123. 
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Mehr Geschlechtergerechtigkeit für die  
Beschäftigten im öffentlichen Dienst
DBB NRW Frauenvertretung zu Gast im nordrhein-westfälischen Landtag 

Wie können Beurteilungen in 
nordrhein-westfälischen Be-

hörden geschlechtergerechter 
werden? – Zu dieser Frage ha-

ben sich Vertreterinnen der 
Frauenvertretung des Deut-

schen Beamtenbundes 
 Nordrhein-Westfalen mit 
 einigen Abgeordneten der 
SPD-Landtagsfraktion aus-
getauscht. Grundlage dafür 
war die DBB NRW Broschüre 
„Geschlechter ge rechtigkeit  
im öffentlichen Dienst in 
Nordrhein-West falen“.

„Chancengleichheit für weib-
liche und männliche  Beschäf- 
tigte im öffentlichen Dienst 
zu erreichen, ist für uns ein 
wichtiges Anliegen“, erklärte 
Elke Stirken, Vorsitzende der 
DBB NRW Frauenvertretung. 
„Entsprechend ist es uns 
wichtig, alle Beteiligten für 
dieses Thema zu sensibilisie-
ren und die Notwendigkeit 
des Handelns deutlich zu 
 machen.“ JM
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Am Gespräch nahmen teil: Milanie Hengst, stellvertretende Vorsitzende der DBB NRW Frauenvertretung, Eva 
Lux (SPD), Mitglied im Ausschuss für Gleichstellung und Frauen, Anja Butschkau (SPD), Sprecherin im Ausschuss 
für Gleichstellung und Frauen, Elke Stirken, Vorsitzende der DBB NRW Frauenvertretung, Sonja Borgers (SPD), 
Vorsitzende des Unterausschuss Personal, Eva-Maria Voigt-Küppers (SPD), Mitglied im Ausschuss für Gleichstel-
lung und Frauen, Andrea Sauer-Schnieber, stellvertretende Vorsitzende des DBB NRW (von links).

DBB intern

DBB KV Bonn/Rhein-Sieg: 
30 Jahre Lachender Amtsschimmel
Armin Laschet, Ministerpräsident des Landes Nordrhein-Westfalen, ist der Ordensträger 2018 

Armin Laschet ist der 30. Or-
densträger des Lachenden 
Amtsschimmel. Rund 500 be-
geisterte Gäste nahmen am  
1. Februar 2018 im Maritim 
Hotel Bonn an der diesjähri-
gen Ordensverleihung teil. Da-
runter Ashok Sridharan, Ober-
bürgermeister der Bundesstadt 
Bonn, Dr. Joachim Stamp, Lan-
desminister und stellvertre-
tender Ministerpräsident 
NRW, Guido Deus MdL, Chris-
tos Katzidis MdL, Axel Voss 
MdEP, Dr. Ingo Wolf, Staatsmi-
nister a.D., sowie von der DBB-
Bundesleitung der Bundesvor-
sitzende Ulrich Silberbach, der 
2. Vorsitzende Friedhelm 
Schäfer, die Bundesvorsitzen-
de der DBB-Jugend, Karoline 
Herrmann, und der Vorsit-

zende der DBB-Jugend NRW, 
Moritz Pelzer. 

Seit dem Jahr 1988 verleiht 
der DBB Kreisverband Bonn/
Rhein-Sieg alljährlich diese 
karnevalistische Auszeich-
nung an namhafte Persönlich-
keiten aus Politik, Gesellschaft 
und Medien. Zu den Ordens-
trägerinnen und Ordensträ-
gern der letzten Jahre gehö-
ren unter anderem Reinhard 
Grindel, Präsident Deutscher 
Fußball-Bund, Annegret 
Kramp-Karrenbauer, Martin 
Schulz, Wolfgang Kubicki 
MdB, Dr. Thomas Bellut, ZDF-
Intendant, Tom Buhrow, WDR-
Intendant, Wolfgang Bosbach 
und Dr. Eckart von Hirschhau-
sen.

Ein karnevalistisches Spitzen-
programm mit Querbeat, Gui-
do Cantz, Marc Metzger, Dom-
stürmern, Stattgarde Colonia 

Ahoi und den Höhnern runde-
te diese Jubiläumsveranstal-
tung ab. 
 

Ministerpräsident Armin Laschet (Ordensträger 2018), DFB-Präsident 
Reinhard Grindel (Laudator) und dbb Bundesvorsitzender Ulrich 
 Silberbach mit dem Bonner Prinzenpaar Dirk II. und Alexandra III.
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Gewalt gegen Staatsdiener
DBB Jugend NRW Gesprächspartner im WDR-5-Funkhausgespräch

Expertise auf den Punkt: Zum Thema Gewalt gegen Beschäftigte im öffentlichen Dienst 
stellte Landesjugendleiter Moritz Pelzer dies für die DBB Jugend NRW als Gesprächsteil-
nehmer im WDR-5-Funkhausgespräch  unter Beweis. Neben ihm saßen Landtagsabgeord-
neter Dr. Christos  Katzidis sowie Vertreter aus dem Rettungsdienst.

Das Thema „Gewalt gegen Be-
schäftigte im Öffentlichen 
Dienst“ ist für die Jugendorga-

nisation des Deutschen Beam-
tenbundes Nordrhein-Westfa-
len ein Herzensanliegen. Seit 
geraumer Zeit sammelt der 
Verband nicht nur Erfahrungen 
aus erster Hand, sondern setzt 
sich auch mit Sachverstand 

und Weitblick mit der Proble-
matik auseinander. Dies trat 
beim WDR-5-Funkhausge-

spräch am 15. Februar 2018 
deutlich hervor. Hierbei saß 
Landesjugendleiter Moritz Pel-
zer mit Dr. Christos Katzidis, 
innenpolitischer Sprecher der 
CDU-Landtagsfraktion, Udo 
Lipp, Berufsfeuerwehrmann 

aus Bochum, und Kai Vogel-
mann von den Malteser Hilfs-
diensten in einer Experten-
runde. Moderiert wurde die 
Sendung mit dem Titel „Be-
schimpft, behindert, angegrif-
fen – Feindbild Öffentlicher 
Dienst?“ von Thomas Schaaf.

Im einstündigen Gespräch ern-
tete Moritz Pelzer nicht nur 
spontanen Applaus des Publi-
kums für seine Statements. Vor 
allem brachte er wertvolles 
Wissen aus der Kampagne 
 „Gefahrenzone Öffentlicher 
Dienst“ ein, die die DBB Jugend 
NRW seit 2016 betreibt. „Zwei 
von drei Mitarbeitern haben im 
Dienst schon Gewalt erlebt“, 
berichtet Pelzer – das hat der 
Jugendverband aus Umfragen 
unter ihren Mitgliedern in Er-
fahrung gebracht. Gerade die 

Möglichkeit, über die Kampag-
nenseite Übergriffe zu melden, 
die dann anonymisiert veröf-
fentlicht werden, berührt einen 
entscheidenden Faktor: die 
Angst vor Konsequenzen durch 
die Vorgesetzten, wenn Über-
griffe zur Meldung kommen. 
Auch Landtagsabgeordneter 
Katzidis, selbst ehemaliger Poli-
zist, pflichtete Pelzer bei: „Füh-
rungsverantwortliche scheuen 
sich oft, das Thema anzugehen, 
aus Angst davor, ein schlechtes 
Außenbild ab zugeben.“ 

Darüber hinaus verwies Pelzer 
auf die fehlende Einheitlichkeit 
der verschiedenen von den 
Kommunen und Behörden ent-
wickelten Sicherheitskonzepte: 
„Es ist zwar vorgeschrieben, 
dass es sie gibt, dass die Vorge-
setzten ihre Mitarbeiter schüt-
zen, aber da kocht jeder sein ei-
genes Süppchen. Das muss ein 
Stück weit auch von der Politik 
vorgelebt und vorgegeben wer-
den! Sobald das jeder selber 
macht, ist auch kein roter Faden 
da. Denn eigentlich sollte es 
eine Selbstverständlichkeit sein, 
dem Vorgesetzten Hilfebedarf 
offenbaren zu können.“ MK

Landesjugendleiter Moritz Pelzer zu 
Gast beim WDR-5-Funkhausgespräch.

400 gut gelaunte Jecke feierten 
mit der DBB Jugend NRW auf 
dem Karnevalsschiff die magen-
taste Party des Jahres.
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